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Teilrevision des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern (elektronische Steuererklärung und Anpassungen an neues Bundesrecht)

          

Teilrevision des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern 
(elektronische Steuererklärung und Anpassungen an neues Bundes-
recht)

Der Kantonsrat von Solothurn

gestützt auf Artikel 131 bis 134 der Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 
8. Juni 1986
nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates (vom... 
(RRB Nr. 2019/ ...))

beschliesst:

I.

Der Erlass Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) vom 
1. Dezember 1985 (Stand 1. Juli 2018) wird wie folgt geändert:

§  31
8. Übrige Einkünfte

1 Steuerbar sind auch

a) alle sonstigen Einkünfte, die an die Stelle der Einkünfte aus Erwerbstätigkeit 
treten, mit Einschluss der Leistungen aus der Erwerbsersatzordnung;

b) einmalige oder wiederkehrende Zahlungen bei Tod sowie für bleibende körper-
liche oder gesundheitliche Nachteile;

c) Entschädigungen für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit;

d) Entschädigungen für die Nichtausübung eines Rechts;

e) die einzelnen Gewinne von über 1'000 Franken aus Lotterien und ähnlichen 
Veranstaltungen, ausgenommen die Gewinne in Spielbanken gemäss § 32 
Buchstabe m.

e) die einzelnen Gewinne aus Lotterien, Geld- und Geschicklichkeitsspielen sowie 
ähnlichen Veranstaltungen, sofern sie nicht gemäss § 32 Absatz 1 Buchstaben 
m bis p steuerfrei sind;
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f) Unterhaltsbeiträge, die ein Steuerpflichtiger bei Scheidung oder Trennung sei-
ner Ehe unter den Voraussetzungen von § 14 Absatz 1 für sich erhält, sowie 
Unterhaltsbeiträge, die ein Elternteil für die unter seiner elterlichen Sorge ste-
henden Kinder erhält.

§  32
II. Steuerfreie Einkünfte

1 Steuerfrei sind

a) Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung oder güterrechtli-
cher Auseinandersetzung;

b) Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversicherung, ausge-
nommen aus Freizügigkeitspolicen; § 26 Absatz 1 Buchstabe a bleibt vorbehal-
ten;

c) Kapitalleistungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Einrichtun-
gen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, soweit sie der Empfänger in 
der Regel innert Jahresfrist zum Einkauf in eine steuerbefreite Einrichtung der 
beruflichen Vorsorge in der Schweiz oder zum Erwerb einer Freizügigkeitspoli-
ce verwendet;

d) Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln, insbesondere Stipendi-
en zu Studien- oder Ausbildungszwecken;

e) Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen und Ersatzleistun-
gen hiefür, ausgenommen die Unterhaltsbeiträge gemäss § 31 Buchstabe f;

f) der Sold für Militär- und Schutzdienst, das Taschengeld für Zivildienst sowie der 
Sold der Milizfeuerwehrleute bis zu 10'000 Franken jährlich für Dienstleistungen 
im Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr, wie 
Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, 
Brandbekämpfung, allgemeinen Schadenwehr und Elementarschadenbewälti-
gung; steuerbar sind jedoch Pauschalzulagen für Kader sowie Funktionszula-
gen und Entschädigungen für administrative Arbeiten und für Dienstleistungen, 
welche die Feuerwehr freiwillig erbringt;

g) Genugtuungsleistungen;
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h) der Erlös aus Bezugsrechten, sofern die Vermögensrechte zum Privatvermö-
gen gehören;

i) Einkünfte, die aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung anfallen;

k) Zahlungen für die Deckung von Heilungskosten;

l) Zahlungen für Sachschäden im beweglichen Privatvermögen;

m) die bei Glücksspielen in Spielbanken gemäss Bundesgesetz über Glücksspie-
le und Spielbanken[SR 935.52.] erzielten Gewinne sowie die einzelnen Gewin-
ne bis zu einem Betrag von 1‘000 Franken aus Lotterien und ähnlichen Veran-
staltungen.

m) die Gewinne, die in Spielbanken mit Spielbankenspielen erzielt werden, die 
nach dem Bundesgesetz über Geldspiele (Geldspielgesetz, BGS) vom 29. Sep-
tember 2017[SR 935.51.] zugelassen sind, sofern diese Gewinne nicht aus 
selbständiger Erwerbstätigkeit stammen;

n) die einzelnen Gewinne bis zu einem Betrag von 1 Million Franken aus der Teil-
nahme an Grossspielen, die nach dem BGS zugelassen sind, und aus der On-
line-Teilnahme an Spielbankenspielen, die nach dem BGS zugelassen sind;

o) die Gewinne aus Kleinspielen, die nach dem BGS zugelassen sind;

p) die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Ver-
kaufsförderung, die nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben d und e BGS diesem 
nicht unterstehen, sofern die Grenze von 1'000 Franken nicht überschritten 
wird.

§  39
3. Bei Privatvermögen

1 Bei beweglichem Privatvermögen können die notwendigen Kosten der Verwal-
tung durch Dritte und die weder rückforderbaren noch anrechenbaren ausländi-
schen Quellensteuern abgezogen werden.

2 …

http://www.lexfind.ch/link/Bund/935.52/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/935.51/de
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3 Bei Liegenschaften können die Unterhaltskosten, eingeschlossen die Kosten 
der Instandstellung von neu erworbenen Liegenschaften, die Versicherungsprä-
mien und die Kosten der Verwaltung abgezogen werden, ferner die Kosten für 
Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen an bestehenden Bauten gemäss 
Regelung durch das Eidgenössische Finanzdepartement. Überdies sind abzieh-
bar die Kosten denkmalpflegerischer Arbeiten, die der Steuerpflichtige aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften, im Einvernehmen mit den Behörden oder auf deren An-
ordnung hin vorgenommen hat.

3 Bei Liegenschaften können abgezogen werden

a) die Unterhaltskosten, einschliesslich die Kosten der Instandstellung von neu 
erworbenen Liegenschaften;

b) die Versicherungsprämien;

c) die Kosten der Verwaltung durch Dritte;

d) die Kosten für Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen an bestehenden 
Bauten gemäss Regelung durch das Eidgenössische Finanzdepartement;

e) die Kosten denkmalpflegerischer Arbeiten, die der Steuerpflichtige aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften, im Einvernehmen mit den Behörden oder auf deren 
Anordnung hin vorgenommen hat;

f) die Rückbaukosten im Hinblick auf einen Ersatzneubau.

3bis Die Kosten für Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen gemäss Absatz 3 
Buchstabe d sowie die Rückbaukosten im Hinblick auf einen Ersatzneubau ge-
mäss Absatz 3 Buchstabe f sind in den zwei nachfolgenden Steuerperioden ab-
ziehbar, soweit sie in der laufenden Steuerperiode, in der die Aufwendungen 
angefallen sind, steuerlich nicht vollständig berücksichtigt werden können.

4 Der Steuerpflichtige kann für Grundstücke des Privatvermögens anstelle der 
tatsächlichen Kosten und Prämien einen Pauschalabzug geltend machen. Aus-
genommen sind Grundstücke, die von Dritten vorwiegend geschäftlich genutzt 
werden. Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten.

5 …
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§  41
5. Allgemeine Abzüge

1 Von den Einkünften werden abgezogen

a) die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach den §§ 26 bis 27 steuerbaren 
Vermögenserträge und weiterer 50'000 Franken; davon ausgenommen sind die 
Schuldzinsen für Darlehen, die eine Kapitalgesellschaft einer an ihrem Kapital 
massgeblich beteiligten oder ihr sonst nahestehenden natürlichen Person zu 
Bedingungen gewährt, die erheblich von den im Geschäftsverkehr unter Dritten 
üblichen Bedingungen abweichen;

b) die dauernden Lasten sowie 40% der bezahlten Leibrenten;

c) 1000 Franken vom niedrigeren Erwerbseinkommen bei in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten, wenn beide Ehegatten unab-
hängig voneinander ein Erwerbseinkommen erzielen; ein gleicher Abzug ist zu-
lässig bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschäft oder 
Gewerbe des andern Ehegatten;

d) die nachgewiesenen Kosten für die Drittbetreuung von Kindern, die das 14. Al-
tersjahr noch nicht vollendet haben und die mit der steuerpflichtigen Person, die 
für ihren Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt leben, soweit diese Kosten in di-
rektem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder Erwerbsunfä-
higkeit der steuerpflichtigen Person stehen, höchstens jedoch 6'000 Franken je 
Kind;

e) …

f) die laufenden Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen oder den unter den Vor-
aussetzungen von § 14 Absatz 1 getrennten Ehegatten sowie die Unterhaltsbei-
träge an den andern Elternteil für die unter dessen elterlicher Sorge stehenden 
Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfüllung anderer familienrechtlicher Unter-
halts- oder Unterstützungspflichten;

g) die gesetzlichen Beiträge an die eidgenössische Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung, Invalidenversicherung, Arbeitslosenversicherung, obligatorische Un-
fallversicherung und Erwerbsersatzordnung;
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h) die von Arbeitnehmern und Selbständigerwerbenden nach Gesetz, Statut oder 
Reglement geleisteten Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von An-
sprüchen aus Einrichtungen der beruflichen Vorsorge nach Massgabe des Bun-
desrechts; der Regierungsrat erlässt, soweit erforderlich, ergänzende Bestim-
mungen, insbesondere über den Einkauf von Beitragsjahren;

i) Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von vertraglichen Ansprüchen aus 
anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge im Sinne und im Umfang 
von Artikel 82 des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 1982[SR 831.40.];

k) die nachgewiesenen Krankheits- und Unfallkosten des Steuerpflichtigen und 
der von ihm unterhaltenen Personen, soweit der Steuerpflichtige die Kosten 
selber trägt und diese 5% des Reineinkommens übersteigen;

l) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten, wenn sie 
im Jahr insgesamt 100 Franken erreichen, höchstens jedoch 20 % der um die 
Aufwendungen (§§ 33-41) verminderten Einkünfte,

1. an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentli-
chen oder gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Ab-
satz 1 Buchstabe i), sowie

2. an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten (§ 90 Absatz 1 Buchstaben 
a-c);

m) die behinderungsbedingten Kosten des Steuerpflichtigen oder der von ihm un-
terhaltenen Personen mit Behinderungen im Sinne des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes vom 13. Dezember 2002, soweit der Steuerpflichtige die Kosten 
selber trägt.

n) die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamtbetrag von 
20'000 Franken an politische Parteien, die im Parteiregister nach Artikel 76a 
des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976[SR 
161.1.] eingetragen oder in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder in 
einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlaments mindestens 
3% der Stimmen erreicht haben;

http://www.lexfind.ch/link/Bund/161.1/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.40/de
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o) von den einzelnen Gewinnen aus Lotterien oder ähnlichen Veranstaltungen (§ 
31 Buchstabe e) werden 5%, jedoch höchstens 5‘000 Franken, als Einsatzkos-
ten abgezogen;

o) von den einzelnen Gewinnen aus der Teilnahme an Geldspielen, die nicht nach 
§ 32 Absatz 1 Buchstaben m bis p steuerfrei sind, werden 5%, jedoch höchs-
tens 5'000 Franken, als Einsatzkosten abgezogen;

obis) von den einzelnen Gewinnen aus der Online-Teilnahme an Spielbankenspie-
len nach § 32 Absatz 1 Buchstabe n werden die vom Online-Spielerkonto abge-
buchten Spieleinsätze im Steuerjahr, jedoch höchstens 25'000 Franken abge-
zogen;

p) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der 
Umschulungskosten, bis zum Gesamtbetrag von 12‘000 Franken, sofern

1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder

2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten 
bis zum ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II handelt.

2 Abziehbar sind ferner die Einlagen, Prämien und Beiträge für Lebensversiche-
rungen, Kranken- und Unfallversicherung, die nicht unter Absatz 1 Buchstabe g 
fallen,

a) bis zu 5'000 Franken für Steuerpflichtige, die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben;

b) bis zu 2'500 Franken für alle andern Steuerpflichtigen;

c) zusätzlich bis zu 650 Franken für jedes Kind, für das ein Abzug nach § 43 Ab-
satz 1 Buchstabe a gewährt wird.

Diesen Leistungen sind Zinsen von Sparkapitalien des Steuerpflichtigen und der 
von ihm in der Steuerpflicht vertretenen Personen gleichgestellt.

3 Für Steuerpflichtige, die keine Einlagen, Prämien oder Beiträge im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe h oder i leisten, erhöhen sich die Abzüge nach Absatz 2 um 
die Hälfte.

4 Nicht abziehbar sind die übrigen Kosten und Aufwendungen, insbesondere
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a) die Aufwendungen für den Unterhalt des Steuerpflichtigen und seiner Familie, 
unter Einschluss der Wohnungsmiete;

b) der durch die berufliche Stellung des Steuerpflichtigen bedingte Privataufwand;

c) die Ausgaben für Bussen in Disziplinar-, Steuer- und Strafverfahren sowie die 
Kosten solcher Verfahren;

d) die Aufwendungen für Schuldentilgung;

e) die Aufwendungen für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung von 
Vermögensgegenständen;

f) Einkommens-, Grundstückgewinn- und Vermögenssteuern von Bund, Kantonen 
und Gemeinden und gleichartige ausländische Steuern;

g) Kapitalverluste auf Privatvermögen.

§  140
I. Verfahrenspflichten
1. Mitwirkung des Steuerpflichtigen
a) Steuererklärung

1 Die Steuerpflichtigen werden alljährlich durch öffentliche Bekanntgabe oder Zu-
stellung des Formulars aufgefordert, die Steuererklärung einzureichen. Die Nicht-
zustellung eines Formulars entbindet den Steuerpflichtigen nicht von der Steuer-
pflicht.

1 Die Steuerpflichtigen werden alljährlich durch öffentliche Bekanntgabe oder Zu-
stellung einer Mitteilung aufgefordert, die Steuererklärung einzureichen. Die 
Nichtzustellung der Mitteilung entbindet den Steuerpflichtigen nicht von der Steu-
erpflicht.

2 Der Steuerpflichtige muss das Formular für die Steuererklärung wahrheitsge-
mäss und vollständig ausfüllen, unterzeichnen und samt den vorgeschriebenen 
Beilagen fristgemäss der zuständigen Behörde einreichen.

2 Der Steuerpflichtige muss die Steuererklärung wahrheitsgemäss und vollständig 
ausfüllen und samt den vorgeschriebenen Beilagen fristgemäss der zuständigen 
Behörde einreichen.

3 Der Steuerpflichtige, der die Steuererklärung nicht oder mangelhaft ausgefüllt 
einreicht, wird aufgefordert, das Versäumte innert angemessener Frist nachzuho-
len.

4 …

§  140bis

abis) Steuererklärung in elektronischer Form oder in Papierform
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1 Die Steuererklärung kann in Papierform oder in elektronischer Form eingereicht 
werden.

2 Der Steuerpflichtige muss die in Papierform eingereichte Steuererklärung unter-
zeichnen.

3 Der Regierungsrat legt in Ausführungsbestimmungen die Einzelheiten für das 
elektronische Einreichen der Steuererklärung fest.

II.

     Keine Fremdänderungen.

III.

     Keine Fremdaufhebungen.

IV.

     Die Änderungen treten am 1. Januar 2020 in Kraft.

Solothurn

Im Namen des Kantonsrats
 
Verena Meyer-Burkhard
Präsidentin
 
Dr. Michael Strebel
Ratssekretär

     Dieser Beschluss unterliegt dem (...) Referendum.


